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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Holger Grießhammer, Katja Weitzel, Volkmar Halbleib, Anna 
Rasehorn, Doris Rauscher, Markus Rinderspacher, Arif Taşdelen, Horst Arnold, 
Nicole Bäumler, Florian von Brunn, Martina Fehlner, Christiane Feichtmeier, 
Sabine Gross, Ruth Müller, Harry Scheuenstuhl, Dr. Simone Strohmayr, Ruth 
Waldmann und Fraktion (SPD) 

Gute Arbeitsbedingungen für studentische Beschäftigte schaffen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, das hochschulpolitische Ziel, gute Arbeitsbedin-
gungen für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an allen bayerischen Universitäten und 
Hochschulen zu schaffen, auch für studentische Beschäftigte umzusetzen und einen 
eigenständigen studentischen Tarifvertrag für Bayern (TV-Stud) zu verhandeln. Die 
Hochschulen müssen für die angemessene Bezahlung der Studierenden finanziell aus-
gestattet werden. 

Ziele und Maßnahmen sollen sein: 

─ Ein Tarifvertrag für studentische Beschäftigte (TV-Stud) zur tarifgerechten Vergü-
tung und Anerkennung der Leistungen von Studierenden in nicht-wissenschaftli-
chen Tätigkeitsfeldern wie IT, Verwaltung und anderen nicht-wissenschaftlichen Be-
reichen 

─ Gleichbehandlung von studentischen Hilfskräften im nicht-wissenschaftlichen Be-
reich mit anderen Beschäftigten des öffentlichen Dienstes durch Eingruppierung in 
den TV-L 

─ Vermeidung von tariflichen Grauzonen und Rechtssicherheit für Hochschulen und 
Beschäftigte durch die klare Regelung der Arbeitsverhältnisse 

─ Schaffung von attraktiven Arbeitsbedingungen für studentische Beschäftigte zur Si-
cherstellung von Fachkräften für Verwaltung und unterstützende Tätigkeiten an 
Hochschulen 

 

 

Begründung: 

Die prekären Arbeitsbedingungen studentischer Beschäftigter im nicht-wissenschaftli-
chen Bereich an bayerischen Hochschulen sind seit Jahren bekannt und vielerorts nach 
wie vor ein akutes Problem. Zuletzt haben Gewerkschaften an der Universität Passau 
auf konkrete arbeitsrechtliche Fälle aufmerksam gemacht, in denen studentische Hilfs-
kräfte in nicht-wissenschaftlichen Tätigkeiten beschäftigt wurden, ohne dass ihnen eine 
angemessene Vergütung nach TV-L gewährt wurde. Bekannt ist, dass die Universitäts-
verwaltung in mehreren Fällen nach arbeitsrechtlichen Klagen ein Anerkenntnis abge-
geben hat und nun eine Eingruppierung gemäß TV-L vornimmt. Angesichts zahlreicher 
weiterer unrechtmäßiger Anstellungsverhältnisse studentischer Hilfskräfte in nicht-wis-
senschaftlichen Tätigkeiten an bayerischen Hochschulen und Universitäten ist eine 
klare politische Botschaft des Landtags dringend erforderlich. Solche Arbeitsverhält-
nisse verletzen nicht nur die Rechte der Beschäftigten, sondern gefährden auch die 
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erfolgreiche Gewinnung qualifizierter Fachkräfte für die Universitätsverwaltungen. Es 
ist nicht im Sinne des hochschulpolitischen Ziels, gute Arbeitsbedingungen für alle Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter umzusetzen, und die korrekte Eingruppierung von einer 
individuellen Klage vor dem örtlichen Arbeitsgericht abhängig zu machen. Solche Ver-
fahren sind sowohl für die betroffenen Studierenden als auch für die Universitäten mit 
erheblichen Kosten und Belastungen verbunden. 

Von Seiten der Tarifgemeinschaft deutscher Länder wurde für die studentischen Be-
schäftigten bisher noch keine gemeinsame Lösung für faire Arbeitsbedingungen und 
ordentliche Bezahlung gefunden. Solange keine bundesweite Regelung besteht, soll für 
die bayerischen Hochschulen Bayern ein eigener studentischer Tarifvertrag verhandelt 
werden. 

Rechtliche Rahmenbedingungen: 

Studierende, die nicht im wissenschaftlichen Bereich tätig sind, dürfen nicht unter den 
§ 6 Wissenschaftszeitvertragsgesetz (WissZeitVG) fallen. Bereits 2018 erklärte das 
Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst, dass studentische Hilfskräfte, die keine 
wissenschaftlichen Tätigkeiten ausüben, nach § 14 Abs. 2 Teilzeit- und Befristungsge-
setz (TzBfG) befristet und nach E 2 TV-L vergütet werden müssen. Dennoch gibt es bis 
heute keine klare Regelung, was zu einer Zunahme kostspieliger Einzelverfahren vor 
Arbeitsgerichten geführt hat. Berlin ist das einzige Bundesland, in dem es für diese 
große Beschäftigtengruppe der Hochschulen einen Tarifvertrag gibt. 

Gute Arbeitsbedingungen fördern den Wissenschaftsstandort Bayern: 

Unattraktive Arbeitsbedingungen für wissenschaftsunterstützendes Personal und stu-
dentische Beschäftigte gefährden langfristig den Standort Bayern. Hier muss insbeson-
dere der Realität Rechnung getragen werden, dass sich ein Anteil der Verwaltungs-
kräfte an Universitäten aus der Studierendenschaft rekrutiert. Ein TV-Stud sorgt für Ge-
haltsprogression und Inflationsausgleich durch die Tarifverhandlung, Anrechnung von 
Erfahrungen bei weiterem Verbleib der Arbeitskraft im öffentlichen Dienst sowie einer 
Planungssicherheit durch einen tariflichen Kündigungsschutz. 

Verlässliche Perspektiven und Standards schaffen: 

Studierende leisten an den Universitäten einen wertvollen Beitrag in Zeiten des allge-
genwärtigen Arbeitskraftmangels, insbesondere in Bereichen wie IT und Verwaltung. 
Ein Tarifvertrag für studentische Beschäftigte stellt sicher, dass Fachkräfte durch faire 
Vergütung und Arbeitsbedingungen langfristig gewonnen und gehalten werden können. 
Dies stärkt nicht nur die Hochschulen, sondern auch den gesamten öffentlichen Dienst 
in Bayern. 



Ich möchte die Geduld der Mitglieder dieses hochgeschätzten Hohen Haus nicht wei-

ter strapazieren.

(Zuruf von der CSU: Bravo! – Allgemeiner Beifall – Heiterkeit)

Bayern hat eine Speicherstrategie. Wir geben 100 Millionen Euro für die Kernfusion 

aus. Wir haben ein Forschungsprogramm für Energien. Wir sind gut aufgestellt. Wir 

brauchen uns nicht maßregeln zu lassen von Rot, von Grün oder sonst irgendwem. 

Ich wünsche einen schönen Feierabend. Danke für die Aufmerksamkeit. Dieser Antrag 

wäre abzulehnen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Sind Sie wirklich schon fertig, Herr 

Kollege Lausch? – Sie haben jetzt 9 Minuten 55 Sekunden hergeschenkt.

(Heiterkeit)

Die Anträge, die eben diskutiert wurden, werden dann in der nächsten Plenarsitzung 

abgestimmt. Das sind die Anträge auf den Drucksachen 19/4114, 19/4115, 19/4146 

und 19/4147.

Die heute nicht behandelten Dringlichkeitsanträge gehen an die Ausschüsse: Die An-

träge auf den Drucksachen 19/4116, 19/4148, 19/4117 und 19/4118 sowie die Dring-

lichkeitsanträge auf den Drucksachen 19/4119 mit 19/4121 werden in den jeweils fe-

derführenden Ausschuss verwiesen.

Danke für die engagierte Debatte. Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 18:03 Uhr)
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wissenschaft und Kunst 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Holger Grießhammer, Katja Weitzel, 
Volkmar Halbleib u.a. und Fraktion (SPD) 
Drs. 19/4120 

Gute Arbeitsbedingungen für studentische Beschäftigte schaffen 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Katja Weitzel 
Mitberichterstatter: Dr. Stephan Oetzinger 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Wissenschaft und Kunst 
federführend zugewiesen. Der Ausschuss für Fragen des öffentlichen Dienstes 
hat den Dringlichkeitsantrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 24. Sit-
zung am 4. Dezember 2024 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Fragen des öffentlichen Dienstes hat den Dringlichkeitsan-
trag in seiner 16. Sitzung am 21. Januar 2025 mitberaten und mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Prof. Dr. Michael Piazolo 
Vorsitzender 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Präsidentin Ilse Aigner



Präsidentin Ilse Aigner: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gem. § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten 

werden (s. Anlage 1)

Sie kennen die Abstimmungsgrundlagen, die Sie in Ihren Unterlagen haben.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der endgültigen Abstimmliste einver

standen ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das scheint auch die CSU zu sein.

(Allgemeine Heiterkeit)

Es scheinen alle Fraktionen mit dem Abstimmungsverhalten einverstanden zu sein. 

Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Holger Grießhammer, Katja Weitzel, 
Volkmar Halbleib, Anna Rasehorn, Doris Rauscher, Markus Rinderspacher, Arif 
Taşdelen, Horst Arnold, Nicole Bäumler, Florian von Brunn, Martina Fehlner, 
Christiane Feichtmeier, Sabine Gross, Ruth Müller, Harry Scheuenstuhl, 
Dr. Simone Strohmayr, Ruth Waldmann und Fraktion (SPD) 

Drs. 19/4120, 19/4688 

Gute Arbeitsbedingungen für studentische Beschäftigte schaffen 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Alexander Hold 

II. Vizepräsident 

 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Präsidentin Ilse Aigner
Abg. Katja Weitzel
Abg. Dr. Stephan Oetzinger
Abg. Benjamin Nolte
Abg. Prof. Dr. Michael Piazolo
Abg. Verena Osgyan



Präsidentin Ilse Aigner: Ich rufe Tagesordnungspunkt 6 auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Holger Grießhammer, Katja Weitzel, 

Volkmar Halbleib u. a. und Fraktion (SPD)

Gute Arbeitsbedingungen für studentische Beschäftigte schaffen (Drs. 19/4120)

Ich eröffne die Aussprache, für die 29 Minuten vereinbart worden sind. – Als Erste hat 

die Kollegin Katja Weitzel für die SPD-Fraktion das Wort.

Katja Weitzel (SPD): Sehr geehrte Frau Präsidentin, werte Kolleginnen und Kollegen! 

Blickt man auf das Ergebnis der Bundestagswahl vom vergangenen Sonntag, lässt 

sich mit großer Besorgnis ein Trend feststellen: Die Alterskohorte der 18- bis 24-Jäh-

rigen – viele auch aus einkommensschwächeren Schichten – tendiert in auffälligem 

Maße dazu, Parteien an den politischen Rändern zu wählen.

Woran liegt das? Liegt das daran, dass diese Parteien einen richtig guten Medienauf-

tritt in Social Media hinlegen? Liegt es daran, dass sie mehr Straßenpräsenz als 

andere Parteien zeigen? – Nein, das ist es nicht. Diese Parteien tun eines: Sie geba-

ren sich als Stellvertreter für das wachsende Misstrauen junger Menschen in faire 

Arbeitsbedingungen.

Unser Antrag zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen studentischer Hilfskräfte, der 

von den Regierungsfraktionen und der AfD abgelehnt wurde, zielt auf eine konkrete 

Verbesserung. Er basiert auf zahlreichen Gesprächen mit Studierenden, die mir ihren 

Unmut über prekäre Beschäftigungsverhältnisse kundgetan haben, nämlich: schlechte 

Bezahlung, fehlender Arbeitsschutz und vor allem kurzfristige Anstellungsverhältnisse. 

Das alles ist für Studierende traurige Realität.

Konkret ging es um folgenden Missstand: Studentische Hilfskräfte in Verwaltung, 

Support oder im Bibliotheksdienst werden immer wieder fälschlicherweise über das 

Wissenschaftszeitvertragsgesetz angestellt, statt, wie es regulär richtig wäre, über 

den Tarifvertrag der Länder. Das ist ein klar rechtswidriger Zustand; denn das Wis-
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senschaftszeitvertragsgesetz darf nur für Tätigkeiten angewendet werden, die in der 

Wissenschaft erfolgen, also für wissenschaftliche Tätigkeiten. Mit Verlaub – bei aller 

Hochschulautonomie – sind wir hier der Auffassung: Die Staatsregierung hat eine Auf-

sichtspflicht, dass solche falschen Eingruppierungen und fehlerhaften Arbeitsverträge 

– ob sie nun bewusst oder unbewusst an den Hochschulen geschlossen werden – 

nicht mehr verkommen.

(Beifall bei der SPD)

Im Ausschuss, wo dieser Antrag behandelt und abgelehnt wurde, behaupteten die 

Regierungsfraktionen, es handele sich immer nur um Einzelfälle. Das ist nicht richtig. 

Wir wissen von mindestens einem Fall einer bayerischen Hochschule, an der viele 

studentische Hilfskräfte falsche Anstellungsverhältnisse hatten. Das Gespräch mit Stu-

dierenden zeigt darüber hinaus, dass sich viele Betroffene fürchten, dagegen vorzu-

gehen, weil sie dann die bestehenden Arbeitsverhältnisse entweder verlieren oder 

diese nicht fortgeführt würden. Es kann nicht im Interesse von uns demokratischen 

Parteien liegen, junge fleißige Menschen einer derart unfairen Beschäftigungspraxis 

auszusetzen, insbesondere dann nicht, wenn der Staat selbst der Arbeitgeber ist.

Selbst wenn Sie jetzt weiter an Ihrer Ablehnung des Antrags festhalten, appellieren 

wir als SPD-Fraktion zumindest an Ihre Regierungsverantwortung, eine umfassende 

Überprüfung aller studentischen Arbeitsverhältnisse an bayerischen Hochschulen in 

die Wege zu leiten. Diese Prüfung ist essenziell, weil gute Arbeitsbedingungen für 

studentische Hilfskräfte eine zentrale Rolle dabei spielen, ob sie sich nach ihrem 

Abschluss für einen universitären Arbeitsmarkt entscheiden, also später an den Uni-

versitäten arbeiten wollen.Das tun sie doch sicherlich nicht, wenn sie schon als stu-

dentische Hilfskraft schlechte Erfahrungen mit diesem Arbeitgeber gemacht haben. 

Nicht zuletzt ist es auch eine gesellschaftliche Aufgabe; denn wir müssen langfristig 

verhindern, dass junge Menschen, weil sie diese schlechten Erfahrungen gemacht 

haben, sich populistischen Kräften langfristig zuwenden. Deshalb appelliere ich hier 
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nochmals: Lassen Sie uns gemeinsam für faire Arbeitsbedingungen studentischer 

Hilfskräfte einstehen.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Ilse Aigner: Als nächster Redner spricht der Kollege Dr. Stephan Oetzin-

ger. – Ich könnte vielleicht zwischendurch noch etwas klären. Wir liegen gut in der 

Zeit und würden den Tagesordnungspunkt 16, den Antrag der AfD-Fraktion auf Druck-

sache 19/4105, vor die Mittagspause ziehen, wenn sich dagegen kein Widerspruch 

erhebt. Besteht damit Einverständnis? – Gut, wunderbar. – Dann hat der Kollege 

Dr. Stephan Oetzinger das Wort.

Dr. Stephan Oetzinger (CSU): Sehr geehrte Frau Präsidentin, werte Kolleginnen, 

werte Kollegen! Liebe Frau Kollegin Weitzel, es gibt Anträge, da macht es einen Sinn, 

sie im Plenum hochzuziehen, und es gibt solche, da macht es eher weniger Sinn, 

sie heute im Plenum zu rekapitulieren, zumal der Antrag in beiden Ausschüssen, 

sowohl im Ausschuss für Wissenschaft und Kunst als auch im Ausschuss für Fragen 

des öffentlichen Dienstes, keine Mehrheit gefunden hat. Im Gegenteil: Außer von der 

SPD-Fraktion gab es keine Zustimmung zu diesem Antrag. Ich glaube, deswegen 

wäre es auch nicht notwendig, ihn heute hier im Plenum zu behandeln.

Meine Damen und Herren, die Antragsteller fordern, dass ein eigener Tarifvertrag für 

studentische Beschäftigte im nicht-wissenschaftlichen Bereich geschaffen wird. Das 

ist schon deshalb sinnwidrig, weil mit dem TV-L genau dafür bereits eine Regelung 

besteht, und damit ist auch für die Beschäftigten im nicht-wissenschaftlichen Bereich 

eine Eingruppierung nach TV-L möglich.

Es macht ein Stück weit den Eindruck, als ob diesem Antrag ein Definitionsproblem 

zugrunde liegt, nämlich die Unterscheidung zwischen studentischen Hilfskräften auf 

der einen Seite und auf der anderen Seite Studenten, die im nicht-wissenschaftlichen 

Bereich an Universitäten und Hochschulen tätig sind. Studentische Hilfskräfte, die 

sogenannten SHK, zeichnen sich dadurch aus, dass sie das hauptberufliche wissen-
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schaftliche Personal an Hochschulen und Universitäten bei Forschung und Lehre 

unterstützen, und sie sind von den Tarifvertragsparteien ganz bewusst aus dem TV-L 

ausgenommen worden, was in einer Niederschriftserklärung der Tarifvertragsparteien 

so definiert ist. Für die studentischen Hilfskräfte, die SHK, gelten also nicht die Richtli-

nien des TV-L, sondern die Richtlinien der Tarifgemeinschaft deutscher Länder über 

die Arbeitsbedingungen der wissenschaftlichen und studentischen Hilfskräfte.

Davon unterscheiden sich ganz klar die Studenten, die im nicht-wissenschaftlichen 

Bereich, also beispielsweise als Hilfskräfte in der Bibliotheksaufsicht, der Verwaltung, 

der Öffentlichkeitsarbeit und vielen anderen Bereichen mehr, tätig sind. Sie werden im 

TV-L eingruppiert, in aller Regel in der Entgeltgruppe 3, in der EDV häufig höher. Ein 

zusätzlicher Tarifvertrag, der diese nun einbeziehen sollte, brächte keinen Mehrwert, 

stünde in Konkurrenz zum TV-L, brächte zusätzliche Bürokratie mit sich und stünde 

damit auch im Gegensatz zu den Bestrebungen des Hohen Hauses, mit einer eigenen 

Enquete-Kommission Bürokratie und Regelungsflut abzubauen, also auch in Zukunft 

gerade solche Dinge zu vermeiden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn wir aber heute schon über den wissenschaftli-

chen Nachwuchs sprechen, möchte ich kurz rekapitulieren, was wir insbesondere in 

den letzten Jahren für den wissenschaftlichen Nachwuchs in Bayern getan haben. Wir 

haben eine Hightech Agenda mit 5,5 Milliarden Euro aufgelegt, die optimale Rahmen-

bedingungen für Studentinnen und Studenten, für den wissenschaftlichen Nachwuchs, 

aber auch für Forscherinnen und Forscher im Freistaat Bayern gleichermaßen schafft. 

Meine Damen und Herren, wir haben damit 2.500 zusätzliche Stellen, 1.000 neue 

Professuren und 1.500 Stellen im akademischen Mittelbau geschaffen. – Lieber Win-

fried Bausback, gerade auch beim Bayerischen Hochschulinnovationsgesetz haben 

wir einen besonderen Schwerpunkt auf die Förderung des wissenschaftlichen Nach-

wuchses gelegt, unter anderem durch die Karrierezentren, die wir an den bayerischen 

Hochschulen und Universitäten geschaffen haben, durch neue Karrierewege für Nach-

wuchswissenschaftlerinnen und -wissenschaftler, beispielsweise die Juniorprofessu-
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ren, die Nachwuchsprofessuren an den Hochschulen für angewandte Wissenschaften 

und auch das Promotionsrecht an den HAW, das jungen Menschen eine zusätzliche 

Perspektive auf einen Karriereweg in unseren Hochschulen und Universitäten bietet.

Kurzum: Bayern und die bayerische Wissenschaftspolitik bieten bereits jetzt optimale 

Rahmenbedingungen und Karrierechancen für Studentinnen und Studenten sowie 

Nachwuchswissenschaftlerinnen und -wissenschaftler. Das können zahlreiche Exper-

tinnen und Experten im Hochschulbereich, angefangen bei den Präsidenten unserer 

Hochschulen, bestätigen.

Aufgrund von Einzelfällen jetzt eine neue Regelung seitens des Gesetzgebers zu 

fordern, greift zu kurz. Auch die angesprochenen Einzelfälle an der Universität Passau 

wurden vom Ministerium, nachdem sie bekannt geworden sind, aufgearbeitet und 

angegangen. Frau Kollegin, wenn es denn diese Fälle gibt, dann sollte man sie an 

dieser Stelle auch benennen. Sie haben in den Raum gestellt, dass Sie die nur vom 

Hörensagen her kennen. – Wir lehnen den Antrag weiterhin ab.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Ilse Aigner: Als Nächster spricht der Kollege Benjamin Nolte für die 

AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Benjamin Nolte (AfD): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kollegen! Beim An-

trag der SPD-Fraktion "Gute Arbeitsbedingungen für studentische Beschäftigte schaf-

fen" geht es im Wesentlichen um Folgendes: Zum einen wird unter dem ersten 

Spiegelstrich ein eigener Tarifvertrag TV-Stud zur Vergütung von studentischen Be-

schäftigten in nicht-wissenschaftlichen Tätigkeitsfeldern gefordert. Unter dem zweiten 

Spiegelstrich wird eine Gleichbehandlung von studentischen Hilfskräften im nicht-wis-

senschaftlichen Bereich mit anderen Beschäftigten des öffentlichen Dienstes durch 

Protokollauszug
43. Plenum, 27.02.2025 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 5

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/95209
https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5352


Eingruppierung in den TV-L gefordert. Der dritte Punkt betrifft dann die Vermeidung 

rechtlicher Grauzonen.

Schon die ersten beiden Punkte stellen einen Widerspruch dar. Zunächst muss man 

bei den studentischen Beschäftigten – das hat der Kollege Oetzinger auch gerade 

angesprochen, aber es ist ein Zeichen dafür, dass wir uns bei unseren Reden zumin-

dest nicht abgesprochen haben – zwischen den studentischen Hilfskräften und den 

studentischen Mitarbeitern in nicht-wissenschaftlichen Tätigkeitsfeldern unterscheiden. 

Die studentischen Hilfskräfte sind die, die im wissenschaftlichen Bereich arbeiten, zum 

Beispiel an Lehrstühlen. Studentische Mitarbeiter sind diejenigen, die zum Beispiel in 

der Verwaltung, in der IT oder in den Bibliotheken unterstützend tätig sind.

Für die Letzteren, also für die studentischen Mitarbeiter im nicht-wissenschaftlichen 

Bereich, gilt bereits jetzt der Tarifvertrag der Länder, TV-L. Den TV-Stud, der in diesem 

Antrag gefordert wird, gibt es bisher in einem einzigen Bundesland, nämlich in Berlin. 

In Berlin gilt dieser TV-Stud jedoch nur für die studentischen Hilfskräfte und nicht für 

die studentischen Mitarbeiter im nicht-wissenschaftlichen Bereich.

Man kann sich jetzt generell fragen, ob man sich Berlin zum Vorbild nehmen soll-

te. Das ist nämlich in der Regel keine gute Idee. Aber hier ist der Antrag schon 

widersprüchlich. Soll jetzt für die studentischen Mitarbeiter im nicht-wissenschaftlichen 

Bereich ein neuer Tarifvertrag TV-Stud geschaffen werden, der in Berlin nur für Mitar-

beiter im wissenschaftlichen Bereich gilt? Oder sollen die studentischen Mitarbeiter 

im nicht-wissenschaftlichen Bereich unter den TV-L fallen? – Von Ersterem hätten die 

studentischen Mitarbeiter im nicht-wissenschaftlichen Bereich genau gar nichts, und 

Zweiteres ist bereits der Fall, und somit wäre der Antrag obsolet. Da die studentischen 

Mitarbeiter im nicht-wissenschaftlichen Bereich schon unter den TV-L fallen, gibt es 

auch keine tarifrechtlichen Grauzonen.

Hintergrund dieses Antrages sind, wie die Kollegin Weitzel erläutert hatte, Pressebe-

richte, laut denen die Universität Passau die studentischen Mitarbeiter im nicht-wis-
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senschaftlichen Bereich nicht gemäß dem geltenden Tarifvertrag TV-L bezahlt hat. 

Es gab dazu seitens der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN eine AzP. Da muss 

ich gestehen, dass die Antwort der Staatsregierung eher unbefriedigend war, was 

vermutlich auch der Grund ist, weswegen man den Antrag jetzt hochgezogen hat. 

Im Juni 2024 ist die Universitätsleitung mit den studentischen Vertretungen und dem 

Personalrat übereingekommen, die Verträge der studentischen Mitarbeiter zu prüfen 

und anzupassen. Hierfür wurde ein Umstellungszeitraum von sechs bis neun Monaten 

vereinbart, was deutlich zu lange ist. Ob es allerdings schneller geht, wenn man jetzt 

einen neuen Tarifvertrag einführt, darf bezweifelt werden.

Ich kürze das Ganze einmal ab: Für die studentischen Mitarbeiter im nicht-wissen-

schaftlichen Bereich gibt es bereits einen gültigen Tarifvertrag, nämlich den TV-L. 

Wenn sich einzelne Universitäten nicht an diesen Tarifvertrag halten, besteht die Mög-

lichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten und dagegen vorzugehen. Aber es ist nur 

eine Universität, an der solche Fälle bekannt sind. Also kann man hier von einem 

Einzelfall sprechen, vielleicht nicht in Bezug auf die Mitarbeiter, aber in Bezug auf 

die Universität. Hier aufgrund dieses Einzelfalles einen neuen Tarifvertrag einzuführen, 

ist deutlich über das Ziel hinausgeschossen, zumal man nicht weiß, wenn man jetzt 

einen neuen Tarifvertrag einführt, ob die Universität, die sich schon nicht an den alten 

Tarifvertrag hält, sich dann an den neuen Tarifvertrag hält.

Die SPD schreibt in ihrer Antragsbegründung noch, dass sie sich um die teilweise 

prekäre Lage der Studenten in Bayern sorge. Da muss man sich fragen, woher die 

prekäre Lage mit den zu hohen Lebenshaltungskosten kommt. Ich habe eine Vermu-

tung, woran das liegen könnte: zu wenig Wohnraum für Studenten. Auch hierfür hätten 

wir eine Lösung. Das muss ich aber hier nicht noch einmal erörtern. An zu wenigen 

Tarifverträgen liegt es sicherlich nicht. – Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. Wir 

lehnen den Antrag ab.

(Beifall bei der AfD)
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Präsidentin Ilse Aigner: Als Nächster spricht Herr Kollege Prof. Dr. Michael Piazolo 

für die FREIEN WÄHLER.

Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine 

sehr verehrten Damen und Herren! Ich werde jetzt nicht zum dritten Mal den Unter-

schied der verschiedenen Tarifverträge erläutern, die Unterschiede zwischen dem 

Tarifvertrag der Länder für nicht-wissenschaftliche Tätigkeiten von Studierenden und 

für die studentischen Hilfskräfte, die das wissenschaftliche Personal unterstützen und 

deshalb nach dem Tarifvertrag der Länder, dem TdL, bezahlt werden. Das ist weidlich 

getan worden. Hier geht es um die Tätigkeiten der Studierenden. Das wurde im Aus-

schuss intensiv besprochen.

Alle bisherigen Redner, außer der Antragstellerin, die momentan nicht im Raum ist, 

waren sich einig, dass kein Bedarf für einen weiteren Tarifvertrag besteht. Deshalb 

erschließt sich mir nicht, warum dieser Antrag hochgezogen worden ist. Eine andere 

Frage, die schon angeschnitten worden ist, lautet: Halten sich alle Hochschulen an die 

Tarifverträge und die entsprechenden Einordnungen? – Diese Sorge kann man haben; 

sie wurde aber auch im Ausschuss besprochen.

Daran ändern wir aber mit dem vorliegenden Dringlichkeitsantrag nichts. Wir gehen 

den sinnvollen Weg, an den einzelnen Hochschulen noch einmal nachzufragen, ob es 

dort Problemfälle gibt. Sollte es solche Problemfälle geben, müssten wir für eine Klar-

stellung sorgen und darauf hinwirken, dass die Leute nach dem Tarifvertrag bezahlt 

werden. Es ist selbstverständlich, dass die Studierenden für die Arbeit, die sie leisten, 

angemessen und rechtlich korrekt bezahlt werden. Das ist unser Anliegen.

In dieser Hinsicht geht der Dringlichkeitsantrag jedoch ins Leere. Ich selbst habe 

im Ausschuss mehrere Fragen an die Vertreter der Staatsregierung gerichtet. Einige 

Antworten stehen noch aus; aber es ist ja auch noch nicht so lange her, dass wir das 

Thema im Ausschuss besprochen haben. Auch mir ist es ein Anliegen, dass man bei 

der Universität Passau nachfragt und wir einen Überblick darüber bekommen, welche 
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Fälle bis jetzt aufgetreten sind. Die Antragstellerin hat selbst gesagt, dass es bislang 

offenbar nur in Passau Einzelfälle gibt.

Wir werden sehen, ob es noch mehr Fälle gibt. Bis jetzt ist das höchstens eine 

Behauptung, die in keiner Weise nachgewiesen ist. Deshalb geht dieser Antrag ins 

Leere. Ein weiterer Tarifvertrag würde nichts nutzen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Präsidentin Ilse Aigner: Nun spricht Frau Kollegin Verena Osgyan für das BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN.

Verena Osgyan (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsidentin, Kolleginnen und Kollegen! 

Gute Arbeitsbedingungen für studentische Beschäftigte sind zweifellos ein wichtiges 

Thema. Wir GRÜNE haben uns schon vor geraumer Zeit dafür eingesetzt, dass 

der genannte TV-Stud für das wissenschaftliche studentische Personal, den es in 

Berlin bereits gibt und der dort durchaus erfolgreich ist, auch hier eingeführt wird. Die 

Landtagsmehrheit hat das damals abgelehnt. Heute haben wir einen Antrag der SPD-

Fraktion zur Beratung im Plenum, der zwar eine im Grundsatz ähnliche Stoßrichtung 

verfolgt, allerdings nach unserer Ansicht in Teilen auf einer falschen Grundannahme 

basiert. Das wurde schon ausgeführt.

Anlass für diesen Antrag waren vermutlich die aktuellen Ereignisse an der Universität 

Passau, die dort seit über einem Jahr für einigen – und sehr berechtigten – Aufruhr 

sorgen. Ich möchte dazu ein paar Ausführungen machen, weil es sich hier um ein 

Vorkommnis handelt, das man so nicht stehen lassen kann. Hier wurden studentische 

Hilfskräfte, die im nicht-wissenschaftlichen Bereich beschäftigt waren, in großem Um-

fang über lange Zeit lediglich nach Mindestlohn bezahlt. Später wurden sie, trotz 

Anerkennung einer schuldrechtlichen Vereinbarung, erneut nicht nach TV-L bezahlt, 

wie das rechtlich eigentlich vorgesehen ist.
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Infolgedessen wurden Geltendmachungen von Studierenden zunächst abgelehnt. 

Daraufhin hat mindestens ein Studierender den Rechtsweg beschritten. Zwischenzeit-

lich hat das Ministerium auf mehrere meiner Anfragen hin deutlich gemacht, dass 

es die Auffassung teilt, dass die Uni Passau in diesen Fällen rechtswidrige Beschäfti-

gungsverhältnisse abgeschlossen hatte. Das hat die Universität Passau mittlerweile 

auch anerkannt. Wie schon ausgeführt, hat das aber Monate gedauert. Ich finde, dass 

wir ein solches Vorgehen nicht hinnehmen können.

Der ganze Vorgang war höchst bedauerlich; denn gerade an staatlichen Einrichtungen 

sollten die Arbeitsbedingungen so sein, dass geräuschlos und unter gegenseitiger 

Wertschätzung gearbeitet werden kann. Der Weg an die Öffentlichkeit und das Be-

schreiten des Rechtswegs sollten nur das allerletzte Mittel darstellen.

In diesem Fall scheint eine Lösung gefunden worden zu sein. Die entsprechenden 

Beschäftigungsverhältnisse sollen jetzt auf reguläre Stellen überführt und nach TV-L 

bezahlt werden. Diese Lösung ist allerdings noch längst nicht in die Praxis umgesetzt 

worden. Deswegen werden wir den Prozess weiterhin genau beobachten müssen, 

damit studentische Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen nicht übervorteilt werden, 

weder in Passau noch anderswo. Ich würde es sehr begrüßen, wenn das Ministerium 

noch einmal überprüfen würde, ob es an anderen Hochschulen ähnliche Beschäfti-

gungsverhältnisse gibt. Mir sind keine solchen bekannt, aber ich kann das auch nicht 

ausschließen.

Zum Dringlichkeitsantrag der SPD ist bereits alles gesagt worden. Er ist zum Teil 

widersprüchlich und geht von einer falschen Grundannahme aus. Es geht hier eben 

nicht um das wissenschaftliche studentische Personal, sondern um das nicht-wissen-

schaftliche Personal, das bereits jetzt nach TV-L bezahlt werden muss. Das entspricht 

der ständigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts. Ich verstehe nicht, warum 

hier einerseits von der Überführung zum TV-L gesprochen wird, andererseits vom 

TV-Stud und dann noch von der Entgeltgruppe 2 die Rede ist; denn der TV-L ist von 

der Systematik her so konzipiert, dass sich die Eingruppierung nach der tatsächlichen 
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Tätigkeit richten soll. Anders gesagt: Die E 2 wäre für studentische Beschäftigte unter 

Umständen auch noch ein Dumpinglohn.

Richtig wäre es, das Folgende zu fordern: die Einführung eines TV-Stud für studenti-

sche Hilfskräfte im wissenschaftlichen Bereich. Gute Arbeitsbedingungen für studenti-

sche Beschäftigte bleiben ein Thema; denn wir wollen die besten Studierenden als 

Hilfskräfte an den Hochschulen und Universitäten haben und keine Vorabselektion 

nach dem Geldbeutel der Eltern. Die Studenten sollten kein Geld zur Arbeit mitbrin-

gen müssen, um sich den Job an der Uni leisten zu können. – Vielen Dank für die 

Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Ilse Aigner: Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Die Ausspra-

che ist geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung. Der federführende Ausschuss für 

Wissenschaft und Kunst empfiehlt die Ablehnung dieses Dringlichkeitsantrags.

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Dringlichkeitsantrag der SPD-Fraktion zu-

stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die Fraktion der SPD. 

Gegenstimmen! – Das sind die Fraktionen der CSU, der FREIEN WÄHLER und der 

AfD. Enthaltungen! – Das ist die Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Damit 

ist der Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

Ich gebe nun das Ergebnis der vorher durchgeführten Wahlen zu den Tagesordnungs-

punkten 3 und 4 bekannt. Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen 

gültigen Stimmen erhält. Bei der Ermittlung der erforderlichen Mehrheit werden Enthal-

tungen nicht berücksichtigt.

An der Wahl zum Vizepräsidenten haben 155 Abgeordnete teilgenommen. Eine Stim-

me war ungültig. Auf Herrn Abgeordneten Harald Meußgeier entfielen 27 Ja- und 

124 Nein-Stimmen. Der Stimme haben sich 3 Abgeordnete enthalten. Damit hat Herr 
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Abgeordneter Harald Meußgeier nicht die erforderliche Mehrheit der Stimmen erreicht. 

Der Tagesordnungspunkt 3 ist damit erledigt.

Nun gebe ich das Ergebnis zu Tagesordnungspunkt 4, Wahl eines Schriftführers, 

bekannt. An der Wahl haben 153 Abgeordnete teilgenommen. Ungültig waren 0 Stim-

men. Auf Herrn Abgeordneten Martin Böhm entfielen 24 Ja- und 127 Nein-Stimmen. 

Der Stimme enthalten haben sich 2 Abgeordnete. Damit hat Herr Abgeordneter Mar-

tin Böhm nicht die erforderliche Mehrheit der Stimmen erreicht. Der Tagesordnungs-

punkt 4 ist damit erledigt.
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